
Suchergebnisse: Monarchie

31. Juli 1618 – Die böhmischen Stände erklären sich zur Wahlmonarchie

Prag * Die Böhmische Konföderation, ein Bündnis der nicht-katholischen Stände, wird in Prag

gebildet.       Der König als monarchisches Oberhaupt wird weitgehend entmachtet.   Die

Regierungsgewalt wird in die Hände der Stände gelegt.   In der Konföderationsakte erklären die

böhmischen Stände sich zur „freien, ständisch verfassten Wahlmonarchie“.   Die Stände der

Nebenländer Mähren, Schlesien, Ober- und Niederlausitz werden denen Böhmens gleichgestellt.

Sie dürfen fortan an der Königswahl teilnehmen.   Der Protestantismus wird zur Staatsreligion

erklärt. 

14. September 1696 – Ein Testament zu Gunsten des baierischen Kurprinzen Ferdinand Joseph

Madrid * König Carl II. von Spanien regelt in seinem Testament die Erbfolge. Trotz

Geheimhaltung sickert durch, dass es zu Gunsten des baierischen Kurprinzen Joseph Ferdinand

lautet. Spanien hat bis zu diesem Zeitpunkt immer am Prinzip der Unteilbarkeit der spanischen

Monarchie festgehalten. Prinz Joseph Ferdinand von Baiern hat im Stammbaum - als Urenkel

des spanischen Königs Philipp IV. und Maria Anna von Österreich - den höchsten Anteil

spanisch-habsburgischen Blutes.      Doch auch Österreich schiebt einen Universalerben für den

spanischen Thron vor:  Erzherzog Carl, den jüngsten, im Jahr 1685 geborenen Sohn Kaiser

Leopolds I. aus dessen dritter Ehe. 

11. November 1698 – König Carl II. von Spanien ernennt Joseph Ferdinand zum Alleinerben

Madrid * König Carl II. von Spanien ernennt den sechsjährigen baierischen Kurprinzen Joseph

Ferdinand zum „Prinzen von Asturien“ und damit zum alleinigen Erben der spanischen

Monarchie.      Nun gibt sich der baierische Kurfürst Max Emanuel, der inzwischen Therese

Kunigunde, die Tochter seines ehemaligen Waffengefährten, des polnischen Königs Johann III.

Sobieski, geheiratet und im Mai 1698 seinen Sohn nach Brüssel hat bringen lassen, zu weiteren

hochfliegenden Zukunftsträumen hin.      Wenn er großzügig den Besitz des Gesamthauses

Wittelsbach zusammen zählt, dann sind die großen europäischen Dynastien überflügelt: Baiern,

Spanien, beide Indien, Niederlande, Mailand, Neapel, Sizilien in einer Hand - Schweden,

Kurpfalz, Jülich und Berg, Neuburg, Köln, Lüttich und Berchtesgaden sind von Verwandten
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besetzt.      Das Testament des spanischen Königs stößt aber auf den Widerstand von Frankreich

und Österreich. Damit kann die politische Zukunft für den Thronfolger keineswegs als gesichert

angesehen werden. 

2. November 1700 – Das Testament des spanischen Königs Carl II. wird eröffnet

Madrid - Versailles * Das Testament des spanischen Königs Carl II. wird eröffnet. Er vermacht

darin die gesamte spanische Monarchie an Herzog Philipp von Anjou, dem zweitältesten Enkel

des Franzosenkönigs Ludwig XIV.. Ludwig XIV. stellt daraufhin sofort seine bislang verfolgten

Teilungsabsichten hinten an und unterstützt seinen Enkelsohn, der schon im Februar 1701 in

Madrid einziehen kann.      Die Seemächte akzeptieren Philipp V. als spanischen König nicht -

und Kaiser Leopold I. lehnt das Testament aus grundsätzlichen Erwägungen ab, da es faktisch

den deutschen Zweig der Familie enterben würde. 

21. August 1773 – Papst Clemens XIV. hebt den Jesuitenorden auf

Rom-Vatikan * Papst Clemens XIV. hebt - auf Drängen mehrerer katholischer Monarchien - den

Jesuitenorden auf.

4. Juli 1776 – Die europäische Aufklärung will den Menschen befreien

München * Freiherr Maximilian von Montgelas erfährt seine politische Prägung in der Zeit der

Aufklärung, die der Philosoph Immanuel Kant als den Ausgang des Menschen aus seiner

Unmündigkeit beschreibt.    Die europäische Aufklärung will den Menschen emanzipieren und ihn

von den geistigen und gesellschaftlichen, den kirchlichen und staatlichen Zwängen befreien. Ihre

Philosophen und Publizisten sprechen dem Menschen eine gottgegebene Würde und natürliche

Rechte zu: So auch das Recht, kraft seiner Vernunft und Dank seiner Erfahrung sein Leben zu

gestalten.     Außerdem soll der freie Mensch sich mit seinesgleichen zusammentun und die alten

Gewalten - Monarchie und Aristokratie - in die Schranken weisen, wenn nicht sogar

beseitigen. Die befreiten Menschen sollen eine neue Gesellschaft bilden und einen neuen

Staat gründen, welcher die Selbstverwirklichung jedes Einzelnen ermöglicht und somit dem

Fortschritt Aller dient.    In Amerika werden diese Gedanken in Taten umgesetzt, als sich am 4.

Juli 1776 die dreizehn englischen Kolonien zu „freien und unabhängigen Staaten“ erklären. Die

Grundlage bildete die Erkenntnis, dass alle Menschen gleich geschaffen, sowie von ihrem

Schöpfer mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet worden sind. Dazu gehört Leben,
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Freiheit und das Streben nach Glück. Freie und gleiche Menschen wählen sich eine Regierung,

die, wenn sie nicht mehr ihre Zustimmung hat, durch eine andere ersetzt werden muss. 

1. März 1792 – Kaiser Leopold II. stirbt. Ihm folgt Franz II.

Wien * Kaiser Leopold II. stirbt in Wien. Sein Nachfolger - als Kaiser sowie als König von Ungarn

und Böhmen, Erzherzog von Österreich sowie Herr der übrigen Länder der Habsburgermonarchie

- wird Franz II.. 

10. August 1793 – Der Louvre: Vom Königsschloss zum öffentlichen Museum

Paris * Am ersten Jahrestag des Sturz der französischen Monarchie wird im ehemaligen

Königsschloss, dem Louvre, das „Musée des arts“ eröffnet, das später den Namen „Musée

national“ erhält. Unter der Woche ist es den Künstlern vorbehalten, am Wochenende jedoch für

alle Interessierten geöffnet – bei freiem Eintritt.

18. Mai 1804 – Napoleon Bonaparte wird als erblicher Kaiser von Frankreich proklamiert

Paris * Eine Änderung der Verfassung mit 74 Ja-Stimmen bei fünf Gegenstimmen und einer

Enthaltung bringt Frankreich das Kaisertum. Auf Betreiben Napoleons einigt man sich auf den

Titel eines Kaisers [= französisch: Empereur], da ein monarchischer Titel nötig ist, jedoch der des

Königs unliebsame Erinnerungen wecken würde. 

10. Oktober 1805 – Kämpfer aus dem Balkan erzeugen Angst und Schrecken

München * In München halten sich Soldaten aus den östlichen Teilen der Donaumonarchie auf.

Die exotisch aussehenden Kämpfer aus dem Balkan erzeugen bei den Münchnern Angst und

Schrecken       einerseits durch ihr fremdartiges Aussehen,   andererseits durch ihre schlechte

Ausrüstung   und ihre unzureichende, Mitleid erzeugende Bekleidung. 

11. Oktober 1805 – General Kienmayer befiehlt den Rückzug

München * Als General Kienmayer von der erfolgreichen Donauüberquerung der Franzosen bei
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Günzburg erfährt, befiehlt er noch am Abend den allgemeinen Aufbruch. 

6. Mai 1817 – Klatsch und Tratsch in Hof- und Diplomatenkreisen

Wien * Die Gräfin Ernestine Rupertina Walburga von Montgelas wird in den

Sternkreuzorden aufgenommen und ist damit Mitglied des höchsten Damenordens der

österreichischen Monarchie. Dennoch bietet die Gräfin breite Angriffsflächen für Klatsch und

Tratsch in Hof- und Diplomatenkreisen. Und so flüsterte man in den Salons über ihre

außerehelichen Amouren und unterstellt ihr Liebesbeziehungen zu verschiedenen Männern der

baierischen Beamtenschaft, darunter auch zum Ministerkollegen ihres Mannes: Johann Wilhelm

von Hompesch.      König Max I. Joseph befürchtet sogar, Montgelas Ehefrau Ernestine würde

durch ihre Unbesonnenheit ihren Mann noch einmal ins Grab bringen. Im Jahr 1825 sagt er:

„Wenn sie vor acht Jahren gestorben wäre, so wäre Montgelas noch heute Minister.“ 

26. Mai 1818 – Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung

München * Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung. Baiern ist damit

unter den großen deutschen Staaten der erste Verfassungsstaat. Baden erreicht diesen Status

drei Monate und Württemberg ein Jahre später.    Der König vereinigt alle Rechte der

Staatsgewalt in seiner Person, unterliegt aber in der Ausübung seiner Rechte einigen

Beschränkungen.  Es gibt ein Zweikammersystem.    Die Erste Kammer sind die Reichsräte,  die

Zweite Kammer setzt sich zusammen zu je einem Achtel aus adeligen Gutsbesitzern und

Geistlichen, ein Viertel kommt von Städten und Märkten, die restliche Hälfte sind Landeigentümer

ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit.  Es gibt eine Legislaturperiode und  außerdem werden die

Mitglieder der Abgeordnetenkammer gewählt.  Dennoch ist der Weg zu demokratischen

Strukturen noch sehr, sehr weit!    Die adeligen Gutsbesitzer stellen ein Achtel, die katholischen

und evangelischen Geistlichen ebenfalls ein Achtel, die Städte, Märkte und Gemeinden ein

Viertel und die übrigen Landeigentümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit die Hälfte.    Dazu

kommen zusätzlich drei Vertreter der Universitäten.    Es gibt keinen Parlamentarismus,    die

Mehrheitsverhältnisse in der Abgeordnetenkammer haben keinen Einfluss auf die Arbeit des

Ministerrats,  die Abgeordneten haben kein Initiativrecht, dürfen also selbst keine Gesetzentwürfe

einbringen und  dürfen nicht über ihren Zusammentritt selbstständig entscheiden.      Im Vergleich

zu den Vorgaben der Deutschen Bundesakte ist die Baierische Verfassung jedoch sehr modern

ausgefallen. Sie legt das Fundament für das System einer konstitutionellen Monarchie.    Erneut

ist das neue Staatsgrundgesetz aber keine Vertragskonstruktion zwischen dem Fürsten und dem

Volk, sondern ein einseitiger verfassungsgebender Akt des Königs. Man nennt das auch eine
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oktroyierte Verfassung, die vom König in freier Selbstbeschränkung erlassen wird und somit nicht

das Ergebnis einer Vereinbarung zwischen Fürst und Volksvertretung darstellt.    Im Gegenteil,

der Baiernkönig begründet seine Herrschermacht mit der Verfassung nicht, sondern unterwirft

sich vielmehr nur in bestimmten Punkten seinen selbst erlassenen Beschränkungen. 

8. Juni 1820 – Die Wiener Schlussakte sichert die Baierische Verfassung

München - Wien * Die Wiener Schlussakte tritt in Kraft. Damit ist die bereits erlassene Baierische

Verfassung gesichert. Mit dieser Verfassung steht Baiern an der Spitze des deutschen

Konstitutionalismus.      Immerhin können sich Österreich und Preußen erst unter dem Eindruck

der Revolution von 1848/49 zu Verfassungen durchringen. Bis dahin werden die Konstitutionellen

Monarchien argwöhnisch als revolutionäre Gebilde betrachtet. 

3. Mai 1828 – Die Isarbrücke wird zur Ludwigsbrücke

München * Die neuen Isarbrücken können unter Beteiligung der Münchner Einwohnerschaft

endlich eingeweiht und der Öffentlichkeit übergeben werden. Das Ereignis wird als eine

Errungenschaft der bayerischen Monarchie gefeiert.     Und als auch König Ludwig I. und seine

Gemahlin Therese erscheinen, erhält der Flussübergang den Namen Ludwigsbrücke.

1. Oktober 1844 – König Ludwig I. senkt den Bierpreis im Hofbräuhaus

München * König Ludwig I. reagiert auf die angespannte Lage. Im königlichen Hofbräuhaus lässt

er den Preis für das weniger gehaltvolle Winterbier auf fünf Kreuzer je Maß senken. Damit will er,

wie es in der Begründung heißt, „der arbeitenden Klasse und dem Militär einen gesunden und

wohlfeilen Trunk […] bieten“.   Die Preissenkung beruhigt die Lage zunächst, kann die

wachsende politische und soziale Unzufriedenheit jedoch nicht dauerhaft beseitigen. Vier Jahre

später gerät die Monarchie während der Revolution von 1848 erneut unter starken Druck. Am 20.

März 1848 dankt Ludwig I. zugunsten seines Sohnes Max II. ab.

11. Februar 1848 – Die Wiederaufnahme des Universitätsbetriebs ist durchgesetzt

München * König Ludwig I. verfügt nach einer heftigen Diskussion mit seinen Ratgebern die

Wiederaufnahme des Universitätsbetriebs. Die bayerische Monarchie hat eine ernsthafte
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Niederlage erlitten !&nbsp;

3. März 1848 – Staatskanzler Metternich flieht nach England

Budapest - Wien * Der Landtagsabgeordnete Lajos Kossuth hält im ungarischen Reichstag eine

Rede, in der er mehr Souveränität für Ungarn fordert. Er greift in seinem Vortrag das

Metternich-Regime scharf an und verlangt eine umfassende Reform der Habsburger Monarchie.

Die Rede löst begeisterte Zustimmung in den Oppositionskreisen des österreichischen

Kaiserreichs aus und gibt den Anstoß zur Wiener Märzrevolution.    Staatskanzler Klemens

Wenzel Fürst von Metternich verliert daraufhin seinen Rückhalt am kaiserlichen Hof, sieht sich

zum Rücktritt gezwungen und flieht nach England. Die Pressefreiheit wird eingeführt und eine

Verfassung versprochen. Bis zum 15. März 1848 sind in Wien die zentralen Forderungen der

Revolution durchgesetzt. 

31. März 1848 – In Frankfurt am Main versammelt sich das sogenannte Vorparlament

Frankfurt am Main * In Frankfurt am Main versammelt sich das sogenannte Vorparlament, das

aus 574 ehemaligen und gegenwärtigen Mitgliedern von Stände-Versammlungen&nbsp;sowie

aus etlichen durch „das Vertrauen des deutschen Volkes“ ausgezeichneten Männern besteht.

Das sond allerdings noch keine gewählten Vertreter, die die verschiedenen Staaten des

Deutschen Bundes&nbsp;deshalb nur sehr ungleichgewichtig repräsentierten. &nbsp;    Sofort

bricht der Konflikt zwischen den Demokraten, die eine republikanische Staatsform&nbsp;und

soziale Reformen&nbsp;durchsetzen wollen, und den Liberalen&nbsp;aus, die der

Konstitutionellen Monarchie&nbsp;den Vorzug geben.&nbsp;

9. November 1849 – Das bayerische Nationalgefühl des Volkes heben und kräftigen

München * König Max II. beauftragt seinen Innenminister Theodor von Zwehl ein „Gutachten

patriotisch gesinnter Männer aus sämtlichen Kreisen des Königreichs und aus den verschiedenen

Ständen“ einzuholen und „nichts zu unterlassen, was das Nationalgefühl des Bayern - für Bayern

- zu heben und zu festigen vermag“.   Mit diesem Programm will er die Monarchie in Bayern

sichern. Ihm ist klar, dass fast die Hälfte seines Staatsgebiets und seiner Bevölkerung nicht das

Geringste mit Bayern zu tun hatte. Die revolutionären Ereignisse haben gezeigt, dass besonders

von Franken, das keinerlei geschichtlichen Bezug zu Bayern hatte, der stärkste Widerstand

gegen die Monarchie ausging.   Durch die Förderung von Tracht, Brauchtum und Geschichte,
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durch Geschichtszyklen und dynastische Feste, durch Denkmäler, Nationalhymne und den

Ausgleich der Religionen sowie durch gezielte Unterstützung aller konservativen,

monarchiefreundlichen Institutionen und Vereinigungen, soll die gesamtbayerische

Identitätsstiftung gesteuert werden.  All diese Maßnahmen schlagen sich nicht zuletzt auch in

Fragen der Architektur nieder. Denn zum Ziel zur Förderung einer bayerisch-monarchischen

Gesinnung zählen auch die Bemühungen des Bayernregenten um einen neuen Baustil, bei dem

programmatisch gotische und bäuerliche Architekturformen, also letztlich deutsche und

bayerische Elemente verschmolzen werden sollen.  Darüber hinaus verfolgt Max II. mit einem

neuen, in Bayern erfundenen Baustil außenpolitische Ziele.    Er will damit für Bayern eine

Vorrangstellung unter den deutschen Mittelstaaten erreichen und so das Land als dritte Kraft

zwischen Preußen und Österreich etablieren und zumindest in der Architektur und im

Städtebau eine führende Rolle einnehmen.  Daneben hätte er mit der Erfindung eines neuen

Baustils auch seinen Vater, den dominierenden Kunstkönig, in dessen ureigenstem Gebiet

übertroffen.

1850 – Ein Programm zur Hebung des bayerischen Nationalgefühls

München-Haidhausen * Als das Maximilianeum-Projekt konkrete Formen annimmt, will König Max

II.,den von ihm erkannten Gefahren entgegenwirken, die die Eigenständigkeit Bayerns und seine

Monarchie bedrohen. Da sind - nach der kaum überwundenen Revolution des Jahres 1848 -    

die immer stärker werdenden demokratischen Umtriebe,   die unaufhaltsame industrielle

Revolution von Eisenbahn, Telegraph und Dampfmaschine, die nach immer größeren

Wirtschaftsräumen und damit größeren Staatseinheiten verlangt und der die Kleinstaaterei des

Deutschen Bundes viel zu eng geworden ist, und   da ist schließlich Preußen, das im Namen der

deutschen Einheit auf Machterweiterung hinarbeitet und in diesem Zusammenhang auch ein

Auge auf das Königreich Bayern wirft.     König Max II. will diese Gefahren durch ein Programm

zur Hebung des bayerischen Nationalgefühls bekämpfen. 

30. Januar 1871 – König Ludwig II. unterzeichnet die Beitritts-Verträge

München * König Ludwig II. setzt mit seiner Unterschrift die Beitritts-Verträge rückwirkend zum 1.

Januar 1871 in Kraft. Doch trotz aller Zugeständnisse bedeutete die Reichsgründung für Bayern

und seinen König         eine deutliche Einschränkung der Souveränität,     den Verlust der

staatsrechtlichen Unabhängigkeit und     eine Unterstellung der Monarchie der Wittelsbacher

unter die Vorherrschaft der Hohenzollern. 
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29. August 1885 – Weitere Schulden. Es muss etwas geschehen!

München * Finanzminister Emil von Riedel muss feststellen, dass König Ludwig II. inzwischen

weitere sechs Millionen Mark Schulden aufgehäuft hat. Damit ist der Schuldenstand des Königs

auf die wenig märchenhafte Summe von fast 14 Millionen Mark angewachsen.    Johann von

Lutz, der Vorsitzende des bayerischen Ministerrats stellt daraufhin - devot zwar im Ton, aber

unmissverständlich in der Aussage - die Forderung nach Sanierung des königlichen Haushaltes.

Er meint damit konkret die Unterbrechung des Schlösserbaus. Da aber König Ludwig II. keinerlei

Verständnis für die Vorschläge zeigt, muss - auch in Hinblick auf den Ansehensverlust der

Monarchie - etwas geschehen.     Man hat zwar in Bayern das Gesetz gegen die

gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie eingeführt und zusätzlich verschärft,

aber dennoch das unaufhaltsame Anwachsen der Arbeiterbewegung nicht verhindern können.

5. Oktober 1908 – Österreich-Ungarn annektiert Bosnien und Herzegowina

Wien - Bosnien - Herzegowina - Paris - London - Petersburg - Berlin * Österreich-Ungarn

annektiert - ohne Rücksprache mit den Großmächten - Bosnien und Herzegowina, gliedert sie

also in die k.u.k. Monarchie ein.      Die Großmächte Frankreich, England und Russland sowie die

Balkanstaaten protestieren gegen die österreichische Annektion. Ein Krieg wird nur verhindert,

weil sich das Deutsche Reich mit Hinweise auf die Nibelungentreue auf die Seite von

Österreich-Ungarn stellt. 

10. August 1913 – Der Bukarester Frieden beendet den Zweiten Balkankrieg

Bukarest - Sofia - Belgrad - Athen - Konstantinopel - Wien - Petersburg * Im Bukarester

Frieden verliert Bulgarien einen Großteil seiner Eroberungen aus dem Ersten Balkankrieg.        

Serbien und Griechenland teilen sich Mazedonien,     Rumänien kann sich weiter zum Schwarzen

Meer hin ausweiten und     die Türkei erhält einen Teil seines europäischen Besitzes zurück.     

Die k.u.k-Monarchie Österreich-Ungarn ist jedoch spätestens jetzt fest entschlossen, ein weiteres

Vordringen des zur Mittelmacht aufgestiegenen Balkanstaats Serbien mit aller Macht zu

verhindern - auch um den Preis eines Krieges mit Russland. 

September 1913 – Das letzte monarchisch orientierte Oktoberfest

München-Theresienwiese * Das Oktoberfest steht letztmals unter monarchischem Protektorat.
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3. November 1913 – Den ganzen Monarchismus lächerlich finden

Trier * Die politisch dem Zentrum nahestehende Zeitung Trierischer Volksfreund schreibt über die

Monarchie:    „In modernen Ländern entscheidet das Volk über die Regierungsform und bestimmt

das Volk den Herrscher, der es regieren soll. […] Kein Mensch glaubt heute mehr, dass es

besondere Menschen gäbe, in die die Gnade Gottes hineingefahren wäre. […] Als vernünftige

Menschen müssen wir den ganzen Monarchismus lächerlich finden.“ 

5. November 1913 – Prinzregent Ludwig III. proklamiert sich selbst zum König

München * Prinzregent Ludwig III. proklamiert sich selbst zum König. König Otto I. wird damit

durch seinen Vetter Prinzregent Ludwig III. entthront. Eine 27-jährige Regentschaft geht

dadurch zu Ende.    Nachdem diese unumstößlichen Fakten geschaffen sind, erkennt der

Landtag an, „daß am 4. November 1913 die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für die

Beendigung der Regentschaft bestanden haben“. Die Abgeordneten stimmen dem Antrag brav

zu. Daraufhin erklärt König Ludwig III., dass durch seine Thronbesteigung der Titel und die

Ehrenrechte König Ottos I. nicht berührt werden. Bayern hat damit - bis zum Tod König Ottos I.

am 11. Oktober 1916 - zwei Könige und damit eine Doppelmonarchie.    Doch die Vorgänge um

die Inthronisation schadet dem Ansehen König Ludwigs III. und der Monarchie schwer. Deshalb

rührt sich auch keine Hand, als exakt fünf Jahre später die Monarchie in Bayern als erster

deutscher Einzelstaat sang- und klanglos zusammenbricht.

8. November 1913 – König Ludwig III. leistet den Treueeid auf die Verfassung

München * Der neu ernannte König Ludwig III. leistet seinen Treueeid auf die Verfassung. Der

Sozialist Kurt Eisner bemerkt dazu nur kurz: „Soeben hat Prinzregent Ludwig der Monarchie das

Grab geschaufelt.“  Auf den Tag genau, fünf Jahre später, fällt Ludwig in die Grube, die er sich

selbst und der Monarchie geschaufelt hat.

8. März 1917 – In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution

Petersburg * In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution. In den Putilow-Werken wird erneut

gestreikt, die Streikenden demonstrieren für eine bessere Versorgung, vor allem mit Brot. Gegen

14 Uhr treten die Arbeiterinnen in der Fabrik Ayvas ebenfalls in den Ausstand. Sie demonstrieren

gegen die Brotknappheit und für die Rückholung ihrer Männer von der Front. Den protestierenden
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Frauen schließen sich im Laufe des Tages rund 130.000 Arbeiter an.    Dabei schlagen die

Kundgebungen ins Politische um: „Weg mit der Monarchie! Schluss mit dem Krieg!“ steht auf den

Transparenten. Die Lage in Petrograd gerät immer mehr außer Kontrolle. Es kommt zu den

ersten schweren Zusammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und dem Militär.     Sehr

schnell gibt es in den Betrieben Wahlen zu Arbeiterräten. Eine Form der Selbstorganisation, die

die Arbeiter schon im Jahr 1905 entwickelt hatten. Daraus entstehen in der Folge Arbeiter- und

Soldatenräte im ganzen Land.

16. März 1917 – Die Machtbefugnisse gehen an die provisorische Regierung über

Petersburg * Zar&nbsp;Michail II. erklärt in einem Schreiben an das russische Volk, dass die

Machtbefugnisse zunächst an die provisorische Regierung&nbsp;übergehen.&nbsp;Er selbst

erklärt sich bereit, die Thronfolge dann anzutreten, wenn ihn das Volk zu einem späteren

Zeitpunkt in geheimen Wahlen&nbsp;wählen würde.&nbsp;Michail hofft mit diesem Schritt die

Monarchie in Russland erhalten zu können.&nbsp;Mit dem Thronverzicht Michails endet die über

300-jährige Herrschaft der Romanow-Dynastie.&nbsp;    Georgij Jewgenjewitsch Fürst Lwow

übernimmt nach der&nbsp;Februarrevolution&nbsp;in der bürgerlichen provisorischen Regierung,

in der Zeit vom 16. März bis 21. Juli 1917, das Amt des

russischen&nbsp;Ministerpräsidenten&nbsp;und&nbsp;Innenministers.&nbsp;

3. September 1917 – Michael von Faulhaber besetzt den Münchner Erzbischofsstuhl

München-Kreuzviertel * Die Inthronisation des neuen Erzbischofs von München-Freising, also die

liturgische Einführung in sein Amt und die rechtliche Besitzergreifung seiner Diözese, erfolgt.

Angesichts des Krieges verzichtet Michael von Faulhaber auf die sonst üblichen großen

Feierlichkeiten sowie den Festzug durch die Stadt. Stattdessen fährt er direkt vom Palais

Holnstein zum Dom. Äußeres Zeichen für die Besitzergreifung der Erzdiözese durch den

Oberhirten ist die Übernahme der Kathetra und des Bischofsstabes.   Als Faulhaber seinen

Münchner Bischofsstuhl besetzt, ist er 48 Jahre alt. Dreieinhalb turbulente Jahrzehnte übt er das

Amt des Erzbischofs von München und Freising aus. Sie bringen das Ende der Monarchie durch

eine unblutige Revolution und führen von der Räterepublik über die Weimarer Republik zur

nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und schließlich zum mühsamen Wiederaufbau nach dem

verlorenen Zweiten Weltkrieg. 

19. Dezember 1917 – Alle SPD-Forderungen werden abgeschmettert
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München-Kreuzviertel * Der SPD-Reformantrag vom 18. September 1917 wird im Plenum der

Abgeordnetenkammer behandelt. Der Führer der Zentrumsfraktion, Heinrich Held, lehnte die

SPD-Vorschläge rundweg ab, denn:    „Der Antrag bezielt [...] eine fundamentale Einschränkung

der Königsrechte und geht in seinen letzten Wirkungen auf die tatsächliche Abschaffung der

konstitutionellen Monarchie, auf die Einführung der parlamentarischen Regierungsform und

schließlich auf die Republikanisierung unseres Staatswesens hinaus.“    Alle elf Vorschläge

werden in der Abstimmung per Handaufheben von der ihren Besitzstand verteidigenden

Zentrumsmehrheit im Bündnis mit den Liberalen abgelehnt. Damit ist die

Reformbewegung zumindest für die Dauer des Krieges zum Stillstand gebracht worden. 

21. Januar 1918 – 150 Teilnehmer am USPD-Diskussions-Stammtisch

München-Ludwigsvorstadt * Im Anschluss an die Vorstandssitzung findet der

USPD-Diskussionsabend im Wirtshaus Zum Goldenen Anker in der Schillerstraße statt. Dort

treffen - nach Polizeiberichten - rund 150 Personen zusammen, darunter 20 Frauen und 30

Soldaten. Damit erreicht der Diskussions-Stammtisch seine größte Breitenwirkung.  Kurt Eisner

verteilt aus Frankreich stammende Flugblätter, die sich mit dem Thema „Ist in Deutschland eine

Revolution möglich?“ befassen. Er deutet an, dass ein Ausstand vorbereitet werde. Das Endziel

des Streiks ist „die Monarchie zu stürzen und nicht nur den preußischen, sondern den gesamten

Militarismus niederzuzwingen. Dazu gibt es nur ein Mittel: Die heiß ersehnte, unausbleibliche und

bald zu erwartende Revolution.“ 

2. Februar 1918 – Die Streikenden erarbeiten einen Forderungskatalog

München-Theresienwiese * Im Anschluss ziehen die Versammelten zur Theresienwiese, wo sich

insgesamt 6.000 Streikende aus verschiedenen Betrieben einfinden.    Ein Forderungskatalog

wird erarbeitet, der dem der Berliner Arbeiter entspricht:       Neben der Freilassung der

inhaftierten Streikführer sind das   die Umwandlung des politischen Systems in ein

demokratisches,   die Wiederherstellung der Koalitions-, der Presse- und der

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustands und   die gleichmäßige

Verteilung der Lebensmittel.&nbsp;

20. Februar 1918 – Das Ex-Königspaar feiert Goldene Hochzeit

München * Mit dem Goldenen Hochzeitsjubiläum von Ex-König Ludwig III. und Ex-Königin Marie
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Therese wird das letzte große Fest der bayerischen Monarchie gefeiert. Die äußeren

Feierlichkeiten beschränken sich auf das Kirchliche.&nbsp;    „Das Königspaar steht in seinem

ernsten Fühlen dem Gedanken ferne, mit rauschendem Gepränge, wie es dem Ansehen des

monarchischen Gedankens im tiefen Frieden und der Freude des Volkes entsprechen würde, in

die durch den Krieg tausendfach verursachte Trauer einzufallen. Auch das Kriegsleid will das

bayerische Herrscherhaus ganz und gar mit dem Bayernvolke teilen.“&nbsp;

27. Februar 1918 – Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz gemeinsam regiert

Strelitz - Schwerin * Großherzog Friedrich Franz IV. von Mecklenburg-Schwerin übernimmt die

Regierungsgewalt und fungierte bis zum Ende der Monarchie als Reichsverweser von

Mecklenburg-Strelitz. 

26. Mai 1918 – 100 Jahre Bayerische Verfassung

München - Königreich Bayern * Der einhundertste Geburtstag der Bayerischen Verfassung

werden unter Einbeziehung der Bevölkerung in „schlichter Einfachheit“ begangen. Diese ist nach

der Konstitution vom 1. Mai 1808 die zweite Verfassung, die seinerzeit König Max I. Joseph

einseitig aus seiner Machtvollkommenheit für Bayern erlassen hat. Die mehrfach geänderte

Verfassung gilt im Kern bis zum Ende der Monarchie, also kein halbes Jahr mehr. 

2. September 1918 – König Ludwig III. fordert eine Revolution von oben

München * König Ludwig III. fordert gesetzliche Maßnahmen       zur Sicherung der Monarchie

und   zur Stabilisierung des Systems.      Ein neues Kabinett soll gebildet werden, dem sowohl

das Zentrum wie die Sozialdemokratie angehören soll.    Da diese Revolution von oben

hauptsächlich dem Machterhalt des bestehenden Systems dient, wird sie nur vom konservativen

Teil der Bevölkerung unterstützt.    Es wird aber noch bis zum 16. Oktober dauern, bis in Bayern

die Frage der Verfassungsreform grundsätzlich erörtert wird. 

14. September 1918 – Kaiser Karl möchte einen Frieden unter Erhaltung der Monarchie

Wien * Der österreichisch-ungarische Kaiser Karl bietet den Entente-Mächten nach vier

Kriegsjahren und über einer Million Toten Friedensverhandlungen unter Erhaltung der Monarchie
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an.    „Die österreichisch-ungarische Regierung hat beschlossen, allen Kriegführenden, Freund

und Feind, einen von ihr für gangbar gehaltenen Weg zu weisen und ihnen vorzuschlagen, im

freien Gedankenaustausch gemeinsam zu untersuchen, ob jene Voraussetzungen gegeben sind,

welche die baldige Einleitung von Friedensverhandlungen als aussichtsvoll erscheinen lassen. Zu

diesem Behufe hat die k. und k. Regierung die Regierungen aller kriegführenden Staaten zu einer

vertraulichen und unverbindlichen Aussprache an einem Orte des neutralen Auslandes

eingeladen und an sie eine in diesem Sinne verfaßte Note gerichtet.“ 

28. September 1918 – Das herrschende System kracht in allen Fugen

Berlin * Der USPD-Vorsitzende Hugo Haase schreibt: „Das herrschende System kracht in allen

Fugen. […] Im Bürgertum, in Zirkeln, die monarchisch bis auf die Knochen sind, wird offen davon

gesprochen, dass die Hohenzollern weichen müssen, wenn anders der Friede nicht zu erlangen

ist.“ 

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 

6. Oktober 1918 – Der Nationalrat der Slowenen, Kroaten und Serben konstituiert sich
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Zagreb * In Zagreb konstituiert sich der Nationalrat der Slowenen, Kroaten und Serben und

erklärt sich zur Vertretung aller Südslawen der Doppelmonarchie Österreich-Ungarn. Er baut

eigene Strukturen auf, um für den sich abzeichnenden Zusammenbruch Österreich-Ungarns

gerüstet zu sein und nimmt keine Weisungen aus Budapest mehr entgegen.    Der Staates der

Slowenen, Kroaten und Serben ist ein nur kurzlebiges Gebilde und verwaltete die Gebiete bis zur

endgültigen Vereinigung mit dem Königreich Serbien, die am 1. Dezember 1918 erfolgt. 

10. Oktober 1918 – Karl Harrer ruft einen nationalistischen Arbeiter-Ring ins Leben

München * Karl Harrer wird von der Thule-Gesellschaft beauftragt, Arbeiter für die völkische

Politik zu gewinnen. Zu diesem Zweck ruft er einen Arbeiter-Ring ins Leben. Noch vor dem Sturz

der Monarchie in Bayern - gründen Harrer und Anton Drexler gemeinsam den Politischen

Arbeiterzirkel, der sich - laut seiner erst am 24. März 1919 festgelegten Satzung - als „eine

Vereinigung ausgewählter Persönlichkeiten zwecks Besprechung und Studium politischer

Angelegenheiten“ versteht.     Die vom Vorstand zu Mitgliedern des Zirkels ernannten Personen

werden zum Stillschweigen über die Tätigkeit und die personelle Zusammensetzung der Gruppe

verpflichtet, woraus alleine schon der Einfluss der exklusiven und elitären

Thule-Gesellschaft erkennbar ist.     Die dominierende Figur und der geistige Führer dieses

Politischen Arbeiterzirkels, dem zum größten Teil Arbeitskollegen Drexlers angehören, ist

demzufolge auch nicht Drexler, sondern Karl Harrer, der vor diesem zwar vorwiegend, aber nicht

ausschließlich im Hotel Vier Jahreszeiten tagenden kleinen Kreis - besonders im Winter 1918/19 -

auch ständig Vorträge zu verschiedenen aktuellen Themen hält. 

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 
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16. Oktober 1918 – Keine Hindernisse für eine fortschrittliche bayerische Verfassung

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Otto von Dandl legt in der Abgeordnetenkammer in

seiner Programmrede dar, dass die Regierung und der König einer fortschrittlichen Entwicklung

der bayerischen Verfassung keine Hindernisse in den Weg legen wollen. Der

Fraktionsvorsitzende des Zentrums, Heinrich Held, unterstützt die Reformen, wenn sie die

Monarchie erhalten und stärken. Auf die Anliegen der Beamtenschaft vom 5. Oktober geht der

Ministerpräsident mit keinem Wort ein. 

19. Oktober 1918 – Die Juden als Blitzableiter für alles Unrecht benutzen

Berlin * Der Vorsitzende des Alldeutschen Verbands - ADV, Heinrich Claß, äußert sich auf der

Sitzung der Führungsspitze: „Die Bundesfürsten haben sich ebenso behandeln lassen [wie der

Kaiser]. Sollen wir die Monarchie noch verteidigen, nachdem sie sich selbst überall aufgegeben?“

   In der selben Sitzung verabschiedet der Vorstand einen Aufruf, in dem sich der Verband

erstmals öffentlich zum Antisemitismus bekennt.       Es gelte „die Juden als Blitzableiter für alles

Unrecht zu benutzen, Furcht und Schrecken […] in der Judenschaft [zu verbreiten]. […]     Ich

werde […] vor keinem Mittel zurückschrecken und mich in dieser Hinsicht an den Ausspruch

Heinrich von Kleist’s, der auf die Franzosen gemünzt war, halten: Schlagt sie tot, das Weltgericht

fragt Euch nach Gründen nicht!“ 

22. Oktober 1918 – Vermehrte Befehlsverweigerungen - Die Soldaten wollen heim

Österreich-Ungarn * Es kommt verstärkt zu Befehlsverweigerungen ungarischer und kroatischer

Einheiten, zu denen sich bald Tschechen und Bosniaken gesellen. Die

Doppelmonarchie Österreich-Ungarn befindet sich in Auflösung. Weder die Regierung in Wien

noch die in Budapest verfügt noch über Autorität in den Landesteilen, deren Bevölkerung einen

eigenen Staat gründen will.    Das führt dazu, dass viele Soldaten dieser Nationalitäten keinen

Sinn im weiteren Kampf sehen und so rasch wie möglich nach Hause zurückkehren wollen. 

22. Oktober 1918 – Der Reichstag tritt für Verfassungsänderungen zusammen

Berlin * Der Reichstag tritt erstmals nach der Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Max von

Baden wieder zusammen. Er soll die notwendigen Verfassungsänderungen beschließen, die das

Deutsche Reich zu einer parlamentarischen Monarchie machen. 
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25. Oktober 1918 – Die Worte Kaiserfrage und Revolution beschäftigen das Volk

Deutsches Reich * Spätestens seit der dritten Note des US-amerikanischen Präsidenten

Woodrow Wilson vom 23. Oktober sind die Worte „Kaiserfrage“ und „Revolution“ in aller Munde.

Viele Männer in verantwortlichen Positionen, einschließlich des Reichskanzlers Max von Baden

und des Vorsitzenden der MSPD-Reichstagsfraktion Friedrich Ebert, sehen in dem Thronverzicht

des Kaisers das einzige Mittel zur „Rettung der Monarchie“.    Vizekanzler Friedrich von Payer

berichtet: „Die allerwildesten Kaiserstürzler sind die rechts stehenden Leute. Die Herren der

Hochfinanz und der Großindustrie, ja bis hoch in die Offizierskreise hinein kann man mit einer

erstaunlichen Offenheit sagen hören: Der Kaiser muss sofort zurücktreten. […] Je länger die

Hetzte fortdauert, desto stärker wird die Forderung hervortreten, dass man überhaupt keine

Monarchie mehr brauchte, sondern eine Republik errichten sollte.“ 

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie

Berlin * Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie. Die

Kommandogewalt geht nun vom Kaiser auf den Reichskanzler als Chef der Regierung über,

der künftig seinerseits der Kontrolle durch den Reichstag unterworfen ist. Eine

Gewerkschaftszeitung schreibt: „Herrlich, es ist das eingetreten, was unsere Alten verheißen

haben!“ 

26. Oktober 1918 – Der Deutsche Reichstag verabschiedet die Oktoberreform

Berlin * Der Deutsche Reichstag verabschiedet die Oktoberreform im Eilverfahren. Damit ist das

Deutsche Reich - zumindest auf dem Papier - eine parlamentarische Monarchie. Die Regierung

ist damit dem Parlament und nicht mehr dem Monarchen verantwortlich. Entsprechende

Veränderungen sollen in den Bundesstaaten folgen. Das Dreiklassenwahlrecht in Preußen ist

damit jedoch noch nicht abgeschafft. Das Vorhaben ist lediglich angekündigt. 

27. Oktober 1918 – Die Monarchie mit Waffengewalt vor Übergriffen schützen

Potsdam * General Max von Gallwitz wird von den Kreisen um die Kaiserin Auguste Viktoria von

der Westfront nach Berlin zitiert. Er soll die Monarchie notfalls mit Waffengewalt vor etwaigen

Übergriffen schützen und eine offene Diktatur errichten. 
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28. Oktober 1918 – Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsverfassung unterzeichnet

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet den Gesetzentwurf zur Änderung der

Reichsverfassung, der am 4. November veröffentlicht wird. Damit tritt die Änderung der

Verfassung von 1871 in Kraft. Die wesentlichste Bestimmung lautet: „Der Reichskanzler bedarf

zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags“. Damit ist das Deutsche Reich eine

Parlamentarische Monarchie.    Außerdem sagt der Kaiser seine loyale Zusammenarbeit mit der

Volksvertretung und der von dieser gestellten Regierung an. Auf Rücktrittsforderungen geht er mit

keinem Wort ein. 

29. Oktober 1918 – Der Staat der Slowenen, Kroaten und Serben wird proklamiert

Zagreb * Die Gründung des Staates der Slowenen, Kroaten und Serben - SHS-Staat wird

ausgerufen. Er besteht aus Territorien der kollabierenden Habsburgermonarchie. 

30. Oktober 1918 – Kurt Eisner spricht auf einer Wahlversammlung im Löwenbräukeller

München-Maxvorstadt * Kurt Eisner spricht auf einer Wahlversammlung im Löwenbräukeller zum

Thema „Deutschland - eine soziale Republik“ und fordert    eine politische Reinigung des

Parlaments und  die Beseitigung aller Monarchien.

31. Oktober 1918 – Die Stellung des Kaisers ist eine ganz unhaltbare geworden

Lille * Der bayerische Kronprinz Rupprecht legt seine Gedanken zur möglichen Abdankung des

Kaisers in seinem Tagebuch nieder:    „So bedauerlich es hinsichtlich des monarchischen

Ansehens ist, wenn ein Fürst zur Abdankung genötigt wird, scheint mir die Stellung des Kaisers

eine ganz unhaltbare geworden zu sein, da er beim Volke jedes Vertrauen und Ansehen verloren

hat und täglich heftigere Angriffe in der Presse - nicht bloß in der sozialistischen - gegen ihn

erfolgen.“    Und an anderer Stelle: „Ich fürchte aber, es wird nur beraten und nicht gehandelt,

indes die Gefahr der Revolution immer drohender empor wächst. Sogar in dem sonst so ruhigen

Bayern gärt es bedenklich.“ 

3. November 1918 – Erste Friedensdemonstration der USPD seit den Januarstreiks
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München-Theresienwiese * Um 10 Uhr Vormittag findet auf der Theresienwiese, an der

Freitreppe unterhalb der Bavaria, die erste Friedensdemonstration der USPD seit den

Januarstreiks statt. Lediglich 800 bis 1.000 Personen nehmen daran teil. Das liegt daran, dass

das Generalkommando den Anschlag von Plakaten verboten hatte. Da die finanziellen Mittel zum

Druck von Flugblättern fehlten, konnte die Einladungen zu dieser Kundgebung mit

hektographierten Handzetteln erfolgen.  Hans Unterleitner erklärt am Versammlungsbeginn, dass

die Veranstaltung nur unter folgenden Bedingungen des Polizeipräsidiums genehmigt worden ist: 

  Keine Entschließung zu fassen, dass die heutige Regierung durch eine Volksregierung ersetzt

werden müsse,  keine Aufforderung an die Soldaten ergehen zu lassen, die Waffen

niederzulegen,  keine Demonstrationszüge zu veranstalten beziehungsweise hiezu aufzufordern. 

  Kurt Eisner betont in seiner Rede den Friedenswillen des deutschen Volkes und sagt: „Von der

eingerosteten deutschen Regierung in Berlin sind Taten zur Herbeiführung des Friedens nicht zu

erwarten, deshalb muss eine Volksregierung in Bayern sofort Frieden schließen“ und fordert auf

zum „Sturz der Monarchie“ und zur „politischen Revolution“. Das Abkommen über

parlamentarische Reformen vom Vortag bezeichnet er als „unaufrichtig und unzureichend“.  In

Hinblick auf die am 30. Oktober in Wien gebildete Staatsregierung der Provisorischen

Nationalversammlung für Deutschösterreich sagt Eisner: „Wir grüßen über die Grenze die neue

österreichische Republik und fordern, dass eine vom Volk einzusetzende bayerische Regierung

mit den deutschen Republikanern Österreichs gemeinsam den Frieden im Namen Deutschlands

verkündet, sofern in Berlin nicht der Wille oder die Macht vorhanden ist, den Frieden sofort zu

erreichen“.   Aufgrund des Demonstrationsverbots wird im Anschluss an die Versammlung ein

Spaziergang nach Stadelheim angetreten. 

4. November 1918 – Der Königliche Staatsrat kommt zu seiner letzten Sitzung zusammen

München-Graggenau * Der Königliche Staatsrat kommt zusammen, um über den Fortgang der

Verfassungsreform zu beraten. König Ludwig III. ist - wie seine Berater - der Auffassung, dass

den demokratischen Parteien Zugeständnisse gemacht werden müssen, weil alleine damit in

dieser Situation dem Staatswohl und der Monarchie gedient werden könne.        Innenminister Dr.

Friedrich von Brettreich will etwaige Bedenken gegen die Notwendigkeit einer

Parlamentarisierung „unter der Wucht der Ereignisse“ zurückgestellt wissen, da die Wellen einer

revolutionären Bewegung jetzt auch auf Bayern übergegriffen hätten.    Ministerpräsident Otto

von Dandl will den demokratischen Parteien so weitgehende Zugeständnisse machen, weil in

dieser Situation nur so dem Staatswohl und der Monarchie geholfen werden kann.      

Vordringlich sei es jetzt,        dass unter dem Volk kein Zwiespalt herrsche und    die öffentliche

Ruhe aufrecht erhalten werde.       In der letzten von König Ludwig III. geleiteten
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Staatsratssitzung zieht der Monarch ein denkwürdiges politisches Resümee:   „Wenn der Krieg

ein so schlechtes Ende genommen hat, so können wir in Bayern unseren Schild hochhalten; er ist

fleckenlos. Bayerns Heer hat sich ruhmreich geschlagen, Bayern trägt keine Schuld.  Schuld trägt

die unglückselige Politik, die schon vor dem Krieg seitens der Reichsleitung geführt worden ist,

und noch mehr die Oberste Heeresleitung, die keinen Maßstab hatte für die Grenzen der eigenen

Kräfte. […]     Nach mehr als vierjährigen unerhörten Leistungen und Opfern stehen wir vor einer

Niederlage Deutschlands, die es seit Napoleon nicht mehr erlebt hat. Wir müssen Frieden

schließen und zwar unter schlechten Bedingungen.“ 

6. November 1918 – Ebert: Die letzte Gelegenheit zur Rettung der Monarchie

Berlin * Der SPD-Vorsitzende Friedrich Ebert erscheint in der Reichskanzlei, wo sich auch

Generalquartiermeister Wilhelm Groener befindet. Ebert, der die Monarchie als solche noch

immer retten will, fordert ultimativ die Abdankung des Kaisers, „wenn man den Übergang der

Massen in das Lager der Revolutionäre verhindern will“. Das, so Ebert weiter, ist „die letzte

Gelegenheit zur Rettung der Monarchie“.    Als Groener den Vorschlag als indiskutabel ablehnt,

erklärt Ebert: „Wir danken Ihnen, Exzellenz, für die offene Aussprache und werden uns stets gern

der Zusammenarbeit mit Ihnen während des Krieges erinnern. Von nun an trennen sich unsere

Wege. Wer weiß, wo wir uns je wieder sehen werden.“ 

6. November 1918 – Bayerns Parlamentarisierung in der Abgeordnetenkammer beschlossen

München-Kreuzviertel * Die Kammer der Abgeordneten stimmt dem „Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns“ vom 2. November im Landtag zu. Damit soll auch das

Königsreich Bayern eine parlamentarische Monarchie werden.     Die Kammer der Reichsräte soll

sich am 8. November 1918 mit dieser Vorlage beschäftigen. 

7. November 1918 – Auch die Residenzwache verlässt ihren Posten

München-Graggenau * Um 19 Uhr verlässt die Residenzwache ihren Posten und folgt damit dem

Beispiel der anderen Münchner Truppen. Selbst die Hartschiere, deren Motto lautet: „Nur über

unsere Leichen zum Thron“, rühren keinen Finger für den Erhalt der bayerischen Monarchie. 
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7. November 1918 – Abdankung oder Revolution

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bittet Friedrich Ebert zu einem Vieraugengespräch in

die Reichskanzlei. Max von Baden will Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung - OHL in Spa zum Thronverzicht auffordern. Er will von Ebert wissen: „Habe ich Sie

dann auf meiner Seite im Kampf gegen die soziale Revolution?“. Ebert antwortet ganz

unzweideutig: „Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution unvermeidlich. Ich

aber will sie nicht, ja, ich hasse sie wie die Sünde.“    Die Reise findet nicht mehr statt. Die

Revolution ist schneller. 

7. November 1918 – Wenn Versammlungsverbot - dann Revolution

Berlin * Die Unabhängige Sozialdemoktatische Partei - USPD hat für den Abend 26

Versammlungen angesetzt. Die Regierung will diese verbieten.    Friedrich Ebert und die SPD

sind davon überzeugt, dass ein Versammlungsverbot umgehend die Revolution auslösen würde.

Deshalb fordert Ebert vom Reichskanzler Prinz Max von Baden: „Heute abend müssen wir das

Ultimatum von jeder Tribüne verkünden, sonst läuft uns die ganze Gesellschaft zu den

Unabhängigen. Der Kaiser muss sofort abdanken, sonst haben wir die Revolution.“ 

8. November 1918 – Erste Sitzung der Revolutionäre im Landtagsgebäude

München-Kreuzviertel * Kurz nach Mitternacht  hält der neu gebildete Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenrat im Sitzungssaal der Abgeordnetenkammer im Landtagsgebäude an der

Prannerstraße - unter der Leitung Kurt Eisners - seine erste Sitzung ab.  Kurt Eisner proklamiert

die demokratische und soziale Republik Bayern, den Freistaat Bayern. Die Monarchie ist damit

gestürzt, die Republik geboren. In seiner Rede bemerkt Eisner: „Die bayerische Revolution hat

gesiegt. Sie hat den alten Plunder der Wittelsbacher Könige hinweggefegt.“    „Bayern ist fortan

ein Freistaat“ lautet der dritte Satz eines Aufrufs, der am Morgen des 8. November 1918 auf der

ersten Seite der Münchener Neuesten Nachrichten veröffentlicht wird. Mit dem Begriff

Freistaat nimmt Kurt Eisner eine Definition auf, die schon 150 Jahre zuvor für Republik gebraucht

wurde.  Mit dieser Wortwahl will er aber nicht nur den Unterschied zur Monarchie, sondern auch

die Eigenständigkeit Bayerns innerhalb eines deutschen Staatenbundes, der „Vereinigten Staaten

von Deutschland“, herausstellen. „Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern“ hat diesen Aufruf

„An die Bevölkerung Münchens“ gerichtet.    Noch deutlicher ist ein knallrotes Plakat, das bereits

in den Straßen Münchens hängt. Ihm können die interessierten Bürger entnehmen: „Die Dynastie

Wittelsbach ist abgesetzt. Hoch die Republik!“ 
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9. November 1918 – Die Schack-Galerie wird beschlagnahmtes preußisches Kronvermögen

Berlin - München-Lehel * Mit der Revolution und der damit verbundenen Beendigung der

Monarchie und des Kaisertums fällt die Schack-Galerie in der Münchner

Prinzregentenstraße unter das beschlagnahmte Kronvermögen und wird künftig von der

Krongutverwaltung des Berliner Finanzministeriums betreut.

10. November 1918 – König Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt erklärt

Dresden * Der neugebildete Vereinigte Revolutionäre Arbeiter- und Soldatenrat erklärt König

Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt und die Monarchie für beseitigt. Im Zirkus

Sarrasani ruft Herrmann Fleißner von der MSPD die Republik aus. 

12. November 1918 – Eine Rücktrittserklärung ohne das Wort Abdankung

Schloss Anif * In der Nacht vom 12. zum 13. November treffen sich der ehemalige

Ministerpräsident Otto von Dandl und der Noch-Monarch Ludwig III. in Schloss Anif.       Sie

erarbeiten eine Rücktrittserklärung, bei der das Wort Abdankung vermieden wird, aber der König

dennoch auf die Herrschergewalt in Bayern verzichtet.    Andererseits wird weder der Anspruch

des Hauses Wittelsbach auf die Krone aufrecht erhalten, noch die Beibehaltung der

monarchischen Staatsform reklamiert.      Mit dieser Erklärung können beide Seiten letztlich sehr

gut leben. 

13. November 1918 – Ludwig III. dankt als bayerischer König ab

Anif * König Ludwig III. dankt mit den Worten ab:  Zeit meines Lebens habe ich mit dem Volk für

das Volk gearbeitet. Die Sorge für das Wohl meines geliebten Bayerns war stets mein höchstes

Streben. Nachdem ich infolge der Ereignisse der letzten Tage nicht mehr in der Lage bin, die

Regierung weiterzuführen, stelle ich allen Beamten, Offizieren und Soldaten die Weiterarbeit

unter den gegebenen Verhältnissen frei und entbinde sie des mir geleisteten Treueeides.   Anif

den 13. November 1918. Ludwig.  Das ist zwar nicht die vom Ministerrat des Volksstaates Bayern

gewünschte „bedingungslose Abdankung“. Dennoch wird von Ludwig III.    weder der Anspruch

seines Hauses auf die Krone aufrecht erhalten,  noch die Beibehaltung der monarchischen

Staatsform reklamiert. 
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22. November 1918 – Gründung der Deutschnationalen Volkspartei - DNVP

Berlin * Die Deutschnationale Volkspartei -DNVP wird durch einen Zusammenschluss der

Deutschkonservativen Partei, der Freikonservativen Partei, der Christlich-sozialen Partei und der

Deutschen Vaterlandspartei - DVLP gegründet.     Die neue Partei sieht sich als Vertreter der

vaterländischen Verbände, tritt für die Wiederherstellung der deutschen Monarchie ein und fordert

Wahlen zur Nationalversammlung. 

24. November 1918 – Die BVP schließt die Wiederherstellung der Monarchie aus

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP teilt mit: „Eine Wiederherstellung der Monarchie in

der alten Form und Machtvollkommenheit erscheint ausgeschlossen.“

25. November 1918 – Das Korrespondenzbüro Hoffmann veröffentlicht Kriegsschuld-Schriften

Berlin * Das Berliner Korrespondenzbüro Hoffmann macht die von Kurt Eisner ausgesuchten

Schriftstücke zur deutschen Kriegsschuld als amtliche Publikation im ganzen Reichsgebiet

allgemein zugänglich - auch in den Hauptstädten der Entente.  Die deutsche Öffentlichkeit ist vom

Inhalt total überrascht. Umgehend dementiert die Reichsregierung, die mit einem solchen

Alleingang nicht gerechnet hat, dass Deutschland den Krieg gewollt habe. Auf den Vorwurf, dass

das Deutsche Reich der Habsburger-Monarchie Österreich-Ungarn einen

Blankoscheck ausstellte und damit für die Verbündeten die Kriegsentscheidung gefallen war, geht

die Reichsregierung nicht ein. 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen
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Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

Dezember 1918 – Das Künstlerhaus als bedeutender kultureller Treffpunkt

München-Kreuzviertel * Nach dem Ende der Monarchie verliert das Künstlerhaus zwar seine

enge Verbindung zum Königshaus, behauptet jedoch seinen Platz als bedeutender kultureller

Treffpunkt im republikanischen München. 

6. Dezember 1918 – Mit Ex-Kronprinz Rupprecht die bayerische Monarchie restaurieren

München - Vatikan * Uditore Lorenzo Schioppa informiert den Kardinalsstaatssekretär Pietro

Gasparri durchaus hoffnungsfroh über die nicht aussichtslosen Bestrebungen, mit Ex-Kronprinz

Rupprecht die Monarchie in Bayern wieder zu installieren. 

14. Dezember 1918 – Keine Kandidaten für einen bayerischen König

München - Vatikan * Uditore Lorenzo Schioppa informiert Kardinalsstaatssekretär Pietro

Gasparri, dass ihm zur Restauration des bayerischen Königtums die geeigneten Kandidaten

fehlen:       Ex-König Ludwig III. war in eine annexonistische Kriegspolitik verstrickt,   Ex-Kronprinz

Rupprecht kommt wegen seiner amourösen Galanterien mit belgischen Frauen an der Front nicht

mehr in Frage.   Alleine der Ex-Prinz Franz käme noch in Betracht. 

17. Februar 1919 – Die bayerische Revolution nahm mir die letzte Hoffnung

Karlsruhe&nbsp;* Der ehemalige Reichskanzler Max von Baden schreibt an den Ex-Kronprinzen

Rupprecht von Bayern folgende Zeilen:&nbsp;„Dein schönes Bayern, das ich so liebe, war mir

eine furchtbare Enttäuschung. Nie hätte ich es für möglich gehalten, dass es seine Wittelsbacher

verjagen würde. Die bayerische Revolution nahm mir die letzte Hoffnung, die Monarchie
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wenigstens südlich des Mains zu retten.“&nbsp;

26. Februar 1919 – Faulhaber: Warum wird Eisner wie ein König begraben?

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt zu Kurt Eisners Beerdigung in

sein Tagebuch: „Wenn die Monarchie abgeschafft, warum wird Eisner doch wieder wie ein König

begraben, während Osel und die anderen einfach zugeschaufelt werden, ist das Demokratie?“  

Zu Gustav Landauers Satz seiner Trauerrede an Kurt Eisners Grab: „Er war einer wie Jesus und

Hus, […] die von der Dummheit und dem Eigennutz hingerichtet wurden“, schreibt Faulhaber in

sein Tagebuch, Eisner „war ein Teil von jener Kraft, die Jesus gekreuzigt hat, nicht aber von

Jesus selber“. 

20. März 1919 – Der ungarische Ministerpräsident Graf Mihály Károlyi tritt zurück

Budapest * Die Alliierten fordern nach dem Zusammenbruch der k.u.k-Monarchie in einem

Ultimatum zum Rückzug der ungarischen Armee in Transsylvanien um weitere 80 Kilometer zu

Gunsten Rumäniens auf. Das Ultimatum soll einen Tag später in Kraft treten.&nbsp;Der

ungarische Ministerpräsident Graf Mihály Károlyi verweigert die Annahme und tritt zurück.&nbsp;

7. April 1919 – Die Schreibweise

München * Die Räterepublik Baiern wird nun mit „i“ statt mit „y“ geschrieben. Die neuen

Machthaber wollen damit verhindern, dass auch in der äußeren Form des Freistaats nichts mehr

an die wittelsbachische Monarchie erinnert.    Die Schreibweise „Bayern“ ist durch König Ludwig

I. am 20. Oktober 1825, nur zwei Tage nach seinem Regierungsantritt, in einer

Rechtschreibreform eingeführt worden. Mit dem griechischen „y“ im Landesnamen wollte er seine

Verehrung für den griechischen Befreiungskampf ausdrücken.    Das USPD-Organ Neue Zeitung

hält allerdings an der unveränderten Namensgebung des Landes fest.&nbsp;

16. März 1920 – Gustav Ritter von Kahr wird bayerischer Ministerpräsident

München * Nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch wird der evangelische Monarchist Gustav Ritter von

Kahr zum Nachfolger von Johannes Hoffmann zum bayerischen Ministerpräsidenten gewählt.   

Kahr steht einer bürgerlichen Rechtsregierung vor und betreibt eine eigenständige Stellung
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Bayerns innerhalb des Deutschen Reiches. Gestützt auf seine Einwohnerwehr lässt er die

Arbeiter- und Soldatenräte auflösen und begründet den Ruf Bayerns als „Ordnungszelle des

Reiches“.&nbsp;

10. Juli 1934 – Kardinal Faulhaber traut den Eisner-Mörder

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber traut den Kurt-Eisner-Mörder Anton Graf

von Arco auf Valley mit Gabrielle Gräfin von Arco-Zinneberg in der Dreifaltigkeitskirche.  Arco

hatte den Gründer des Freistaats Bayern am 21. Februar 1919 hinterrücks ermordet, war

zunächst zum Tode verurteilt, aber am nächsten Tag zu lebenslänglicher Festungshaft begnadigt

worden. Nach fünf Jahren wurde er aus der Haft entlassen. Anton Graf von Arco auf Valley war

durch seine Tat in monarchistischen und konservativen Kreisen hoch angesehen. Deshalb ist es

dem Münchner Erzbischof und Kardinal ein persönliches Anliegen, die Trauung durchzuführen. 

16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen

Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen

Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“

25. April 2017 – Hat die Bayerische Staatsregierung Frieden mit Kurt Eisner geschlossen?
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München * Scheinbar hat nun auch die Bayerische Staatsregierung ihren Frieden mit Kurt Eisner

gemacht. In einem Schreiben des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissenschaft und

Kunst heißt es:   „Die Rolle Kurt Eisners bei     der Beendigung des Ersten Weltkrieges,   beim

Ende der Monarchie und   der Einführung einer demokratischen Verfasstheit in Bayern,   beim

Bemühen, den künftigen deutschen republikanischen Bundesstaat föderal auszugestalten und  

bei der Bereitschaft, auch die (Mit)Verantwortlichkeit des Deutschen Reiches beim Ausbruch des

Ersten Weltkrieges als Grundlage für eine neue Friedens­ordnung in Europa anzuerkennen,    

werden von der Bayerischen Staatsregierung außerordentlich positiv bewertet.   Hinzu kommt die

Tatsache,     dass Eisner als Intellektueller (vor allem orientiert an Immanuel Kant),   mit seinem

jüdischen (familiären) Hintergrund und   als Pazifist (zumal als Zeitgenosse der Blutbäder des

Ersten Weltkrieges) wie   durch seine Ermordung als amtierender Bayerischer Ministerpräsident

am 21. Februar 1919   zu einer Symbolgestalt für aufgeklärt-demokratische Kräfte gegenüber den

chauvinistisch-antisemitischen wurde, in deren späterer Konsequenz auch die Barbarei des

NS-Regimes in Bayern und Deutschland steht“.    Das Ministerium stellt darin in Aussicht, Kurt

Eisner bei den zentralen bayerischen Jubiläumsfeierlichkeiten des Jahres 2018 („100 Jahre

Freistaat Bayern“) entsprechend zu würdigen.  Vielleicht bekommt er dann auch ein Bild in der

Bayerischen Staatskanzlei. 
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